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im I{onzern zum Prohlem werden
In Br:üssel werden neue
Ansätze im europäischen

.Datenschutzrecht diskutiert.
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WIEN. Wieviele nationale Daten­
schutzrechte verträgt ein Konzern
im Binnenmarkt? Mit dieser Fra­
ge beschäftigt sich eine ~onferenz

heute und morgen in BfÜssel. Vor
allem die Wünsche der Wirtschaft
sollen mit Vertretern der EU.:.
Kommission und Konsumenten­
schützern diskutiert werden.
,Die Einspielung österreichi­

scher Kunden- und Mitarbeiter­
daten in internationale Konzern­
datenbanken wird für die Konzer:"
ne immer problematischer. Die
österreichische Judikatur stellt
sehr strenge, oft unerfüllbare An­
forderungen an die Zustimmung
von Betroffenen zur Datenüber-'
mittlung. Aus einer Bestimmung
des Datenschutzgesetzes, wonach
die Zustimmung "in Kennmis der
Sachlage" abgegeben werden
muß, leitet der OGH ab: Aus der
Zustimmungserkläruilg muß im
Detail erkennbar sein, welche Da­
teriarten an wen wozu übermittelt
werden. Ais Adressaten "Kon­
zernunternehmen" 'zu nennen
reicht ebensowenig wie als Zweck
"Administrierung des Dienstver­
hälmisses".

Dienen Mitarbeiter-Korlzern­
datenbanken' bloß statistischen
Zwecken, ist überhaupt fraglich,
ob - selbst mit Zustimmung des
Mitarbeiters '- eine Datenüber­
mittlung zulässig ist. Das hätte
nämlich zur Voraussetzung, daß
sie für ihren Zweck wesentlich
ist; um Beschäftigtenstand oder
Durchschnittsgehälter zu ermit­
teln, braucht man die' Namen
der Mitarbeiter aber strengge-

. nommen nicht zu kennen.

Derlei Interpretationen füh:"
ren dazu, daß die österreichi­
schen Daten unter Umständen
nicht in Konzerndatenbanken
eingespielt werden dürfen' und
österreichische Konzetngesell­
schatten informationstechnisch
und letztlich auch wirtschaftlich
vom Konzern abgekoppelt wer­
den müssen. Aber auch andere
EU-Länder haben ihre Eigen­
heiten,uild so müssen interna­
tionale Konzerne mancherorts
die Mitarbeiter um Zustimmung
bitten, wenn sie diese bloß in ein
globales internes Mitarbeiterte­
lephonverzeichnis aufnehmen.

lOIühsame "Tour d'Europe"
Zusätzlich müssen sie sich da­

für in.. vielen' Mitgliedstaaten
(auch Osterreich) eigens ins Da­
tenverarbeitungsregister eintra·
gen lassen, obwohl jedem Mitar­
beiter klar ist, daß ein Konzern
nur dann funktionieren kann,
wenn die Mitarbeiter die 'Tele­
phonnummern und Mail-Adres­
sen von Kollegen in anderen
Konzernunternehmen kennen.

Der Venvaltungsaufwand ist
enorm. Die Unternehmen müs­
sen in einer "Tour d'Europe" in
allen, Ländern pri;ifen, ob die
Einspielung'der Daten den Vor­
stellungen der jeweiligen Daten­
schutzkommission entspricht.
Dies, obwohl es seit 1995 eine
Datenschutzrichtlinie 'gibt, die
den freien Datenverkehrhätte
ermöglichen sollen. Die Wirt·
schaft will daher, daß jeweils nur
die Datenschutzkommission des
Landes, in demder Konzern sei­
nen Sitz oder seine europäische
Zentrale hat, für die zentrale
Datenbank zuständig ist. Und:
Es soll nur das nationale Daten­
schutzgesetz dieses Landes auf
die zentrale Datenbank anzu­
wenden sein.

Dadurch soll - so die Wirt­
schaftsvertreter - entgegen der
Befürchtung der Konsumenten":
schqtzer,.aber "nicht, der ,Daten­
schutz fUr den Konsumenten oder
Mitarbeiter verschlechtert wer~
den. Er soll, bloß im 'Konzern ~.im
Veiantwortungsbereich einer Ge­
sellschaft in einem Mitgliedstaat
"zentralisiert" werden. Der. Be:-­
troffene 'soll auch keine Ver­
schlechterung im Rechtsschutz er­
fahren, da die Erhebung,der Da­
ten weiterhin nach dem nationa,­
len Recht des Ortes der Erhebung
zu beurteilen sein soll. Das Recht
aufAuskunft, Richtigs~el1ung oder
Löschung der Daten soll wie bis­
her: vor den nationalen Behörden
und Gerichten nach nationalem
Recht geltend gemacht werden.

Ein anderes Thema in BfÜssel
ist die Forderung der: Industrie,
die. oftmals notwendige Einho­
lungder Zustimmung der Kon­
sumentenzur Datenverarbei­

.turig durch Verhaltenskodizes zu
ersetzen, zu deren Einhaltung
sich die Konzerne gegenüber der
jeweiligen Datenschutzkommis­
sion verpflichten. Hier fürchten
Konsumentenschützer, daß die
Konzerne dann mit den Kun­
dendaten machen, was sie wol­
len. Dem möchten die Konzerne
durch klare Verpflichtungserklä­
rungen entgegentreten.

Dieses Modell wird vor allem
von Deutschland und den Nie­
derlanden forciert, wo nach au­
ßen verantwortliche betriebliche
Datenschutzbeauftragte erfolg­
reich eine innerbetriebliche
Selbstkontrolle durchführen'.
Angesichts der chronischen Un­
terbesetzung' der Datenschutz­
abteilung irnBundeskanzleramt

.kann eine verstärkte, nach außen
verantwortliche Selbstkontrolle
der Betriebe nur hilfreich sein.
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